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Die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs der Antragstellerin gegen den
Bescheid vom 11.10.2005 wird angeordnet. Die Antragsgegnerin trÃ¤gt die
auÃ�ergerichtlichen Kosten der Antragstellerin dem Grunde nach.

GrÃ¼nde:

I. Die Antragstellerin wendet sich gegen die Absenkung von Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch
â��Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende- (SGB II).

Die 1967 geborene Antragstellerin steht seit dem 1.1.2005 im Leistungsbezug nach
dem SGB II. Sie lebt in Haushaltsgemeinschaft mit ihrer minderjÃ¤hrigen Tochter T
(geb. 00.0.2002). Zeitweise gehÃ¶rte auch der Ehemann der Antragstellerin S (geb.
1960) der Haushaltsgemeinschaft an. Seit dem 10.8.2005 leben die Eheleute
getrennt.

Die Antragstellerin nahm am 1.7.2005 eine BeschÃ¤ftigung als
Sicherheitsmitarbeiterin bei der Firma g t1 T2 /H auf (Arbeitsvertrag vom
30.6.2005). Am 11.7.2005 teilte sie der Antragsgegnerin die Aufnahme der
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ErwerbstÃ¤tigkeit mit. Mit Schreiben vom 11.7.2005 wies die Antragsgegnerin die
Antragstellerin darauf hin, dass das aus der TÃ¤tigkeit erzielte Einkommen Einfluss
auf die HÃ¶he der LeistungsgewÃ¤hrung haben kÃ¶nne. Die Leistungen wÃ¼rden
daher vorlÃ¤ufig eingestellt. Erst nach Einreichen des beigefÃ¼gten Vordrucks fÃ¼r
den Arbeitgeber kÃ¶nne geprÃ¼ft werden, ob die Voraussetzungen zum Bezug von
Leistungen noch vorlÃ¤gen.

Mit Schreiben vom 14.7.2005 kÃ¼ndigte der Arbeitgeber der Antragstellerin im
Rahmen der Probezeit fristlos ohne Angaben von GrÃ¼nden. In der
Arbeitsbescheinigung nach Â§ 57 SGB II vom 6.9.2005 fÃ¼hrte die Firma g t1 T2
aus, vertragswidriges Verhalten der Antragstellerin sei Anlass fÃ¼r die Beendigung
des ArbeitsverhÃ¤ltnisses gewesen. Die Antragstellerin sei dem Dienst
unentschuldigt ferngeblieben.

In der Folgezeit kam es wieder zu einer LeistungsgewÃ¤hrung zugunsten der
Antragstellerin und ihrer minderjÃ¤hrigen Tochter, rÃ¼ckwirkend fÃ¼r die Zeit ab
dem 1.7.2005 und fortlaufend (Bescheide vom 11.10.2005). FÃ¼r den letzten
Bewilligungszeitraum 1.10.2005 bis 31.1.2006 wurden der Antragstellerin und ihrer
Tochter von der Antragsgegnerin Leistungen in HÃ¶he von insgesamt 858,40 Euro
(Regelleistung fÃ¼r Antragstellerin in HÃ¶he von 345,00 Euro) bewilligt.

Nach durchgefÃ¼hrter AnhÃ¶rung vom 22.9.2005 ordnete die Antragsgegnerin mit
Bescheid vom 11.10.2005 die Absenkung der der Antragstellerin zustehenden
Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 1.11.2005 bis zum 31.1.2006 um 30% der
Regelleistung, hÃ¶chstens jedoch in HÃ¶he des zustehenden Auszahlungsbetrages
an. Der maximale Absenkungsbetrag betrage 103,50 Euro. Der ursprÃ¼ngliche
Bewilligungsbescheid werde insoweit fÃ¼r den genannten Zeitraum gemÃ¤Ã� Â§ 48
Abs. 1 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch â��Sozialverwaltungsverfahren und
Sozialdatenschutz- (SGB X) aufgehoben. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die
Antragsgegnerin aus, nach ihren Feststellungen seien im Fall der Antragstellerin die
Voraussetzungen einer Sperrzeit nach Â§ 144 Sozialgesetzbuch Drittes Buch
â��ArbeitsfÃ¶rderung- (SGB III) erfÃ¼llt, die das Ruhen eines Anspruchs auf
Arbeitslosengeld begrÃ¼ndeten. Die Antragstellerin sei nicht mehr zum Dienst bei
der Firma g t1 T2 erschienen und habe ihre arbeitsvertraglichen Pflichten verletzt.
Sie habe voraussehen mÃ¼ssen, dass dieses Verhalten zur KÃ¼ndigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses durch den Arbeitgeber und damit zu ihrer Arbeitslosigkeit und
HilfebedÃ¼rftigkeit fÃ¼hren wÃ¼rde. Einen wichtigen Grund fÃ¼r ihr Verhalten
habe sie trotz Aufforderung nicht angegeben. Die Entscheidung beruhe auf Â§ 31
Abs. 4 Nr. 3b und Abs. 6 SGB II.

Offensichtlich ebenfalls am 11.10.2005 gab die Antragstellerin bei der
Antragsgegnerin eine von ihr am 6.10.2005 schriftlich gefertigte "ErklÃ¤rung zum
Schreiben vom 22.9.2005" ab. Sie fÃ¼hrte hierin im wesentlichen aus, sie habe bei
der Firma g t1 T2 -entgegen einer frÃ¼heren Absprache mit dem Chef- auch im
SpÃ¤tdienst arbeiten mÃ¼ssen. Als sie um Mitternacht nach Hause gekommen sei,
sei ihr kleines Kind noch wach und ihr Mann mit den Nerven fix und fertig gewesen.
Ihr Mann sei nervlich krank und habe nicht auf das Kind aufpassen kÃ¶nnen. Sie
habe versucht, ihren Chef auf seinem Handy bzw. im BÃ¼ro anzurufen, auch auf
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den Anrufbeantworter habe sie gesprochen.

Die Antragstellerin hat am 28.10.2005 Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
erhoben. Eine LeistungskÃ¼rzung sei grob rechtswidrig. Sie habe die vom
Arbeitgeber verordneten SpÃ¤tdienste aufgrund ihrer familiÃ¤ren Situation nicht
mehr einhalten kÃ¶nnen. Der Arbeitgeber habe andere Arbeitszeiten kategorisch
abgelehnt. Ihre Abwesenheit habe sie gegenÃ¼ber dem Arbeitgeber sehr wohl
entschuldigt.

Die Antragstellerin beantragt,

die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, unter
Aufhebung des Bescheides vom 11.10.2005 Arbeitslosengeld II ungekÃ¼rzt
auszuzahlen.

Die Antragsgegnerin beantragt,

den Antrag abzulehnen.

Eine besondere EilbedÃ¼rftigkeit (Anordnungsgrund) sei im Fall der Antragstellerin
nicht zu erkennen. Sie verfÃ¼ge auch nach der KÃ¼rzung der maÃ�geblichen
Regelleistung noch Ã¼ber ausreichende Mittel, um ihren Lebensunterhalt sicher
zustellen. Es fehle auch an einem Anordnungsanspruch. Absenkungsrelevant sei
hier die Weigerung eine zumutbare Arbeit fortzufÃ¼hren im Sinne des Â§ 31 Abs. 1
Nr. 1c SGB II. Vorliegend durfte der Antragstellerin zugemutet werden, dass sie
ihren Arbeitgeber ggf. telefonisch Ã¼ber ihr Fernbleiben vom Dienst zu informieren.
Die psychische Erkrankung des Ehemannes und die Betreuung des Kindes kÃ¶nnten
nicht als nachvollziehbare HindernisgrÃ¼nde anerkannt werden, zumal ein
Nachweis fÃ¼r die Erkrankung des Ehemannes nicht vorliege. Die Antragstellerin
hÃ¤tte wissen mÃ¼ssen, dass ein unentschuldigtes Fernbleiben vom Dienst eine
Verletzung arbeitsvertraglicher Pflichten darstelle und zur KÃ¼ndigung fÃ¼hre.
Gerade vor dem Hintergrund der angespannten Lage am Arbeitsmarkt kÃ¶nne dies
Verhalten nur als grob fahrlÃ¤ssig angesehen werden.

Auf Nachfrage des Gerichtes hat die Antragsgegnerin mitgeteilt, dass die
Antragstellerin gegen den KÃ¼rzungsbescheid vom 11.10.2005 mit Fax vom
10.11.2005 Widerspruch eingelegt hat.

Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhaltes wird auf die Gerichtsakten und die
Verwaltungsakten Bezug genommen. II. Der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
hat Erfolg.

(1) Das Begehren der Antragstellerin weiterhin ungekÃ¼rzte Leistungen nach dem
SGB II in dem streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum vom 1.11.2005 bis 31.1.2006 zu
erhalten, ist verfahrensrechtlich nicht als Regelungsanordnung im Rahmen des
einstweiligen Rechtsschutzes nach Â§ 86 b Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) zu
behandeln. Vielmehr wird der Antrag der Antragstellerin vom Gericht dahingehend
ausgelegt (Â§ 123 SGG), dass die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs der
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Antragstellerin vom 10.11.2005 gegen den Aufhebungs- und Absenkungsbescheid
der Antragsgegnerin vom 11.10.2005 bis zum Abschluss des
Widerspruchsverfahrens angeordnet werden soll (Anordnungsfall des Â§ 86 b Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 SGG). Denn der am 10.11.2005 erhobene Widerspruch gegen den
Absenkungsbescheid vom 11.10.2005 entfaltet gemÃ¤Ã� Â§ 86 a Abs. 2 Nr. 4 SGG
in Verbindung mit Â§ 39 Nr. 1 SGB II keine aufschiebende Wirkung. Wird die
aufschiebende Wirkung des Widerspruchs gegen den Absenkungsbescheid
gemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG angeordnet, erreicht die Antragstellerin
ihr Ziel, nÃ¤mlich die (vorlÃ¤ufige) WeitergewÃ¤hrung der Regelleistung in
bisheriger HÃ¶he. UnschÃ¤dlich bleibt im vorliegenden, dass der Antrag auf
einstweiligen Rechtsschutz bereits am 28.10.2005, der Widerspruch aber erst am
10.11.2005 von Seiten der Antragstellerin erhoben worden ist. Zwar kann das
Gericht die aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs nicht vor dessen Einlegung
feststellen oder anordnen (Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, Sozialgerichtsgesetz, Â§
86b Rdn. 8a), der damit zunÃ¤chst unzulÃ¤ssige Antrag gemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 SGG ist aber mit Einlegung des Widerspruchs am 10.11.2005 zulÃ¤ssig
geworden.

(2) Der Antrag ist auch begrÃ¼ndet. Nach Â§ 86 b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG kann das
Gericht der Hauptsache auf Antrag in den FÃ¤llen, in denen â��wie vorliegend- der
Widerspruch und Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung hat, die
aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anordnen. Das Gericht entscheidet
aufgrund einer InteressenabwÃ¤gung, wobei die AbwÃ¤gung zwischen dem
privaten Interesse des Antragstellers an der Aussetzung der sofortigen Vollziehung
und dem Ã¶ffentlichen Interesse der Verwaltung an der sofortigen Vollziehung zu
erfolgen hat. Im Vordergrund steht hierbei die PrÃ¼fung der Erfolgsaussichten in
der Hauptsache. Ergibt die summarische PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage, dass
der angefochtene Verwaltungsakt offensichtlich rechtswidrig ist bzw. erhebliche
Zweifel an seiner RechtmÃ¤Ã�igkeit bestehen, ist die aufschiebende Wirkung des
Widerspruchs anzuordnen, da ein Ã¼berwiegend Ã¶ffentliches Interesse am
sofortigen Vollzug eines rechtswidrigen Verwaltungsaktes nicht bestehen kann
(Meyer-Ladewig/Leitherer/Keller, aaO, Â§ 86 b Rdn. 12 b). Vorliegend fÃ¤llt diese
InteressenabwÃ¤gung zugunsten der Antragstellerin aus, denn nach summarischer
PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage bestehen ernstliche Zweifel an der
RechtmÃ¤Ã�igkeit des Absenkungsbescheides vom 11.10.2005.

Es kann dahinstehen, ob im Fall der Antragstellerin die Voraussetzungen des
Sperrzeittatbestandes im Sinne des Â§ 144 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB III vorliegen, weil
sie ggf. durch ein vertragswidriges Verhalten Anlass fÃ¼r die LÃ¶sung
(KÃ¼ndigung) ihres BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bei der Firma g t1 S2 gegeben
hat ohne hierfÃ¼r einen wichtigen Grund geltend machen zu kÃ¶nnen und daher
eine Absenkung der Regelleistung gemÃ¤Ã� Â§ 31 Abs. 4 Nr. 3 b in Verbindung mit
Abs. 1 Satz 1 SGB II vorzunehmen war. Streitentscheidend ist vielmehr, dass die
Antragstellerin, die bei der Antragsgegnerin im laufenden Leistungsbezug stand,
von Seiten der Antragsgegnerin im Vorfeld nicht ordnungsgemÃ¤Ã� Ã¼ber die
Rechtsfolgen des gerÃ¼gten PflichtverstoÃ�es (ErfÃ¼llung eines
absenkungsrelevanten Sperrzeittatbestandes), und der damit verbundene
Absenkung von Leistungen nach dem SGB II belehrt worden ist.

                               4 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/39.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/31.html


 

Tatbestandvoraussetzung fÃ¼r die Sanktionierungen nach Â§ 31 SGB II ist in der
Regel eine vorhergehende Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen eines
absenkungsrelevanten PflichtverstoÃ�es, wie beispielsweise in Â§ 31 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 a-d normiert. Die Belehrungen mÃ¼ssen konkret, richtig, vollstÃ¤ndig und
verstÃ¤ndlich sein (BSG Urteil vom 10.12.1981 -7Rar 24/81- in SozR 4100 Â§ 119
Nr. 18 â��fÃ¼r das Sperrzeitrecht-), also dem erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen
in einer seinem EmpfÃ¤nger- bzw. VerstÃ¤ndnishorizont angemessenen Form
zutreffend erlÃ¤utern, welche Auswirkungen auf seinen Anspruch auf Leistungen
nach dem SGB II die von ihm ohne wichtigen Grund erfolgende Pflichtverletzung hat
(Eicher/Spellbrink, SGB II â��Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende-, Â§ 31 Rdn.
44). Im vorliegenden ist zunÃ¤chst festzustellen, dass die Antragsgegnerin,
nachdem die Antragstellerin ihr am 11.7.2005 die Aufnahme der BeschÃ¤ftigung bei
der Firma g t1 T2 mitgeteilt hatte, mit Schreiben an die Antragstellerin vom
11.7.2005 dargelegt hat, es sei noch zu prÃ¼fen, ob die Voraussetzungen fÃ¼r
einen weiteren Bezug von Leistungen noch vorliegen. Zu diesem Zeitpunkt war also
noch nicht erkennbar, dass die Antragstellerin rÃ¼ckwirkend ab dem 1.7.2005
wegen Aufnahme der BeschÃ¤ftigung aus dem Leistungsbezug nach dem SGB II
ausscheidet. Bereits unter diesem Gesichtspunkt oblag es der Antragsgegnerin mit
Blick auf mÃ¶gliche weiterhin zu erbringende Leistungen nach dem SGB II die
Antragstellerin auf die maÃ�gebenden Absenkungs- und Wegfallbestimmungen
hinzuweisen, damit sie ihr Verhalten im Rahmen des eingegangenen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses hieran gemessen hÃ¤tte ausrichten kÃ¶nnen.
DarÃ¼ber hinaus dÃ¼rfte der zustÃ¤ndigen BehÃ¶rde gegenÃ¼ber einem
erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen, der bei ihr im Leistungsbezug steht und
beabsichtigt, ein konkretes BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis aufzunehmen oder bereits
tatsÃ¤chlich aufgenommen hat, regelmÃ¤Ã�ig die Pflicht obliegen, ihn Ã¼ber die
gesetzlichen Folgen der Absenkung/des Wegfalls von (ggf. auch zukÃ¼nftig zu
erbringenden) Leistungen nach dem SGB II zu informieren, wenn er das
eingegangene BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis selbst lÃ¶st bzw. durch ein
vertragswidriges Verhalten Anlass zur LÃ¶sung desselben gibt. Zwar sieht die hier
maÃ�gebende Absenkungsvorschrift des Â§ 31 Abs. 4 Nr. 3 b SGB II (die Regelung
des Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 d SGB II kommt im vorliegenden nicht in Betracht, da
es sich bei der von der Antragstellerin aufgenommenen BeschÃ¤ftigung bei der
Firma g t1 T2 nicht um eine Arbeit im Sinne dieser Regelung handelt, da hierunter
nur Arbeitsgelegenheiten gemÃ¤Ã� Â§ 16 Abs. 3 Satz 1 SGB II fallen dÃ¼rften und
damit vor allem ArbeitsbeschaffungsmaÃ�nahmen (Â§Â§ 260 ff SGB III) bzw.
Arbeitsgelegenheiten finanziert durch EingliederungszuschÃ¼sse (Â§Â§ 217ff SGB
II) etc. gemeint sind â��vgl. Eicher/Spellbrink, aaO, Â§ 31 Rdn. 15-) anders als
beispielsweise Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 a-d SGB II selbst keine ausdrÃ¼ckliche
Belehrungspflicht Ã¼ber die Rechtsfolgen der Absenkung bzw. des Wegfalls von
Leistungen bei ErfÃ¼llung eines Sperrzeittatbestandes im Sinne des Â§ 144 SGB III
vor. Vor dem Hintergrund der in Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 d SGB II bei der Aufnahme
einer Arbeit im Rahmen einer ArbeitsbeschaffungsmaÃ�nahme oder Eingliederung
nach dem SGB III normierten Belehrungspflicht der BehÃ¶rde Ã¼ber die
Rechtsfolgen im Falle der Weigerung des erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen diese
Arbeit aufzunehmen oder fortzufÃ¼hren, dÃ¼rfte aber die Regelung des Â§ 31 Abs.
4 Nr. 3b SGB II um eine entsprechende Belehrungspflicht hinsichtlich
Absenkung/Wegfall von (zukÃ¼nftigen) Leistungen nach dem SGB II im Falle der
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ErfÃ¼llung eines Sperrzeittatbestandes erweiternd auszulegen sein. Dies jedenfalls
dann, wenn â��wie hier- der zustÃ¤ndige LeistungstrÃ¤ger nach dem SGB II
rechtzeitig und vor dem PflichtverstoÃ� (Sperrzeittatbestand) von der Aufnahme der
BeschÃ¤ftigung durch den erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen/Leistungsbezieher
erfÃ¤hrt. Denn andernfalls wÃ¤re der erwerbsfÃ¤hige
HilfebedÃ¼rftige/Leistungsbezieher, der sich in Eigeninitiative eine Arbeit verschafft
hat, im Hinblick auf das Erfordernis einer vorhergehenden ausdrÃ¼cklichen
Belehrung zur Absenkung bzw. zum Wegfall von Leistungen im Falle einer ihm
vorwerfbaren Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses weniger geschÃ¼tzt
und letztlich schlechter gestellt, als der erwerbsfÃ¤hige HilfebedÃ¼rftige, der durch
die zustÃ¤ndige BehÃ¶rde eine Arbeitsgelegenheit vermittelt bekommt, diese nicht
fortfÃ¼hrt, aber Ã¼ber die entsprechenden Rechtsfolgen vorab belehrt worden ist.
DarÃ¼ber hinaus bleiben die Belehrungspflichten nach Â§ 31 Abs. 6 Satz 4 SGB II zu
beachten. Nach dieser Regelung hat im Falle einer Absenkung bzw. eines Wegfalls
von Leistungen eine vorherige Belehrung des Betroffenen Ã¼ber Beginn und Dauer
des Absenkungs-/Wegfallzeitraumes und den Ausschluss von ergÃ¤nzenden
Sozialhilfeleistungen nach dem Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch â��Sozialhilfe-
(SGB XII) zu erfolgen. Den genannten Belehrungspflichten muss die BehÃ¶rde
gegenÃ¼ber dem erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen regelmÃ¤Ã�ig im Vorfeld des
PflichtverstoÃ�es und der Sanktion (Absenkung/Wegfall) nachkommen, jedenfalls
dann, wenn nach den objektiven Gegebenheiten des Einzelfalls hierzu die
MÃ¶glichkeit besteht.

Die Antragstellerin hat unter dem 11.7.2005 der Antragsgegnerin die Aufnahme
ihrer BeschÃ¤ftigung bei der Firma g t1 T2 angezeigt. Der Antragsgegnerin oblag es
nunmehr die Antragstellerin konkret darÃ¼ber zu belehren, dass sie im Falle eines
Sperrzeittatbestandes im Sinne des SGB III wegen der Regelung des Â§ 31 Abs. 4
Nr. 3b in Verbindung mit Abs. 1 SGB II bei fortgesetztem oder auch zukÃ¼nftigem
Leistungsbezug mit der Absenkung der Leistungen zu rechnen hat. Des weiteren
war die Antragstellerin darÃ¼ber zu belehren, dass eine Absenkung der Leistung
mit Wirkung des Kalendermonats eintritt, der auf das Wirksamwerden des
Verwaltungsaktes, der die Absenkung feststellt, folgt (Â§ 31 Abs. 6 Satz 1 SGB II).
Ferner hÃ¤tte die Antragstellerin darÃ¼ber belehrt werden mÃ¼ssen, dass die
Absenkung drei Monate andauert (Â§ 31 Abs. 6 Satz 2 SGB II) und sie wÃ¤hrend der
Absenkung der Leistung keinen Anspruch auf ergÃ¤nzende Hilfe zum
Lebensunterhalt nach dem SGB XII hat (Â§ 31 Abs. 6 Satz 3 SGB II). Diese ihr
obliegenden Belehrungen hÃ¤tte die Antragsgegnerin nach Meldung der
BeschÃ¤ftigungsaufnahme durch die Antragstellerin, also am bzw. ab dem
11.7.2005 gegenÃ¼ber der Antragstellerin vornehmen kÃ¶nnen und mÃ¼ssen. Da
die erforderlichen Belehrungen unterblieben sind, durfte die Antragsgegnerin eine
Absenkung der an die Antragstellerin zu zahlenden Leistungen nicht vornehmen.

Aufgrund der durch diesen Beschlug angeordneten aufschiebenden Wirkung des
Widerspruchs vom 10.11.2005 hat die Antragsgegnerin die mit
Bewilligungsbescheid vom 11.10.2005 fÃ¼r den Zeitraum 1.10.2005 bis 31.1.2006
festgestellten Leistungen in der HÃ¶he von insgesamt 858,40 Euro monatlich
(inklusive Regelleistung fÃ¼r die Antragstellerin in HÃ¶he von 345,00 Euro
monatlich) weiterzugewÃ¤hren. Die bereits einbehaltenen Leistungen sind
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auszuzahlen. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG analog.

Erstellt am: 16.01.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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